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 BLICKPUNKT

Neue islamische Akteure

Umbruch an der 
Basis
Die etablierten Moscheegemeinden wandeln sich. Daneben 

gibt es neu entstehende soziale Einrichtungen und Träger, 

deren Akteure zwar eine religiöse Motivation haben, ohne 

jedoch Religionsgemeinschaft  oder religiöser Verein sein zu 

wollen. VON ENGIN KARAHAN

D
ie muslimische Verbandsland-
schaft  in Deutschland steht aktu-
ell unfreiwillig vor dem größten 

Umbruch seit ihrem Entstehen vor fast 
60 Jahren und den Familienzusammen-
führungen in den Achtzigerjahren. Mit 
dem Nachholen von Ehepartnern und 
Kindern entwickelten sich viele der 
provisorischen muslimischen Gebets-
räume zu Moscheen mit einem breiten 
Angebot für die ganze Familie weiter. 
Damit beschränkten sie sich nicht mehr 
darauf, nur Orte für die Freitags- und 
Feiertagsgebete zu sein. Es bildete sich 
eine religiöse Infrastruktur heraus, die 
mit der Zeit regionale und zentrale 
Strukturen und unterschiedliche Tätig-
keitsbereiche ausdiff erenzierte. Trotz 
aller Weiterentwicklung und Institutio-
nalisierung blieb das Provisorische der 
Gründerzeit, sowohl in der Struktur als 
auch im institutionellen Denken, ein 
bestimmender Faktor.

In den letzten zehn Jahren gab es zahl-
reiche Initiativen, diese „Provisorien“ 
zu vollwertigen Religionsgemeinschaf-
ten weiterzuentwickeln. Das Ringen 
um Anerkennung als Träger des isla-
mischen Religionsunterrichts war ein 
geeigneter Aushandlungsprozess zwi-
schen den Ländern und den muslimi-
schen Verbänden, in dem sich sowohl 
die Gemeinschaft en als auch Kultus- 
und Schulministerien auf Kompromis-

se eingelassen haben. Dieser Prozess hat 
mit der Entscheidung des OVG Müns-
ter zur Klage von Islamrat und dem 
Zentralrat der Muslime in Deutschland 
(ZMD) auf Anerkennung als Träger 
des Religionsunterrichts und implizit 
als Religionsgemeinschaft en einen hef-
tigen Dämpfer erhalten (Urteil vom 9. 
November 2017, Az. 19 A 997/02). Das 
Gericht stuft e die klagenden Gemein-
schaft en nur als religiöse Vereine ein, 
nicht als Religionsgemeinschaft en.

Bisher keine belastbaren 
muslimischen Strukturen

Das Münsteraner Urteil schränkt zwar 
die Handlungsfähigkeit der Landesre-
gierungen ein, auf muslimischer Sei-
te beendet es allerdings den letzten 
Versuch, gemeinsame und belastbare 
muslimische Strukturen zu schaff en. 
Noch weit vor der ersten Deutschen 
Islamkonferenz (DIK) wurden Anfang 
2005 in Seevetal bei Hamburg die ersten 
Fundamente für den späteren „Koordi-
nationsrat der Muslime“ (KRM) gelegt. 
Zusammengekommen waren fast alle 
muslimischen Dachverbände, um ein 
weiteres Mal die „Einheit der Muslime“ 
in Deutschland zu versuchen  – her-
ausgekommen ist am Ende jedoch nur 
ein Koordinierungsgremium. In einem 
Konzeptpapier-Entwurf, der es nie zu 
einer Verabschiedung gebracht hat, sind 
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die ursprünglichen Ziele noch visionär: „Des-
halb sind die Muslime und die muslimischen 
Institutionen in der besonderen Verpfl ichtung, 
eine Organisationsform zu schaff en, die mit ih-
rem Selbstverständnis in Einklang steht und den 
Bedürfnissen der Gesellschaft  Rechnung trägt, 
bevor den Muslimen Strukturen aufgezwungen 
werden, die sie dann nur sehr schwer beeinfl us-
sen können.“
Die Schaff ung einer solchen Struktur blieb aus, 
es entstand der KRM als oberstes Koordinie-
rungs- und Austauschgremium auf Bundesebe-
ne. Der KRM dürft e seinen Erfolg der ersten 
Jahre gerade auch der Islamkonferenz verdan-
ken. Sie hat den Diskurs um den Islam und die 
Muslime in Deutschland bewegt und geprägt. Sie 
war eine Herausforderung für die muslimischen 
Verbände, die sich zwar an den stellenweise sehr 
gerahmten Diskursen abarbeiteten, daran aber 
inhaltlich auch wuchsen.

Die dritte Phase der Islamkonferenz leitete mit 
Blick auf die ersten beiden Runden einen Para-
digmenwechsel ein: Fördern und Fordern schien 
nun die ungeschriebene Devise zu sein, statt des 
bisherigen ausschließlichen Forderns. Das Th ema 
der Etablierung einer muslimischen Wohlfahrts-
struktur, vergleichbar mit Caritas oder Diakonie, 
kam auf die Tagesordnung, Bedarfe wurden er-
mittelt, Bestandsaufnahmen aufgestellt. Unter 
den etablierten Akteuren der Wohlfahrtsarbeit 
sollte auch der muslimische Wohlfahrtsverband 
seinen Platz einnehmen. Neben Vernetzung und 
struktureller Unterstützung wurden Förderpro-
gramme wie „Flucht und Islam“ aufgestellt, um 
einerseits den gestiegenen Bedarf an muslimi-
scher Flüchtlingshilfe abzudecken und anderer-
seits die praktische Arbeit voranzutreiben.
Das Resultat ist am Ende eher bescheiden. Auf 
der lokalen Gemeindeebene entstanden zwar vie-
le ehrenamtliche Flüchtlingsprojekte, aber kaum 
eines konnte aus dem Fonds unterstützt werden. 
Nicht weil dieser nicht zahlte – die bereitstehen-
den Gelder wurden erst gar nicht abgerufen. Die 
Zentralen, die für die Erstellung beziehungsweise 
zumindest Weiterleitung der Anträge ihrer Ge-
meinden verantwortlich waren, erwiesen sich als 
Engstelle. Diejenigen, die soziale Arbeit anbieten 
wollten, und diejenigen, die dies fördern wollten, 
sie fanden nicht zueinander. Das Angebot der 
Öff nung der Wohlfahrtsstrukturen hatte für den 
Anspruch der an der Islamkonferenz teilnehmen-
den Verbände fatale Folgen. Das Mantra „Wir 
könnten, wenn man uns lassen würde“, erwies 
sich als nicht mehr haltbar.

Vorausgegangen war dieser Entwicklung ein Sub-
stanzverlust der Verbände kurz nach Beginn des 

zweiten Jahrzehnts der Jahre nach 2000. Der glo-
bal neu ausbrechende Nationalismus schlug sich in 
den Verbänden der mehrheitlich türkischstämmi-
gen Gemeinschaft en als eine immer dominanter 
werdende Re-Ethnisierung nieder. Innerhalb der 
Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religi-
on (DITIB) verloren die neuen Landesverbände 
ihre Kompetenzen wieder an die Religionsatta-
chés in den Konsulaten. An die Spitze der größten 
nicht-staatlichen Gemeinschaft , der „Islamischen 
Gemeinschaft  Millî Görüş“ (IGMG), kamen Ima-
me, die mit dem bisherigen Öff nungskurs ihrer 
Vorgänger nicht viel anfangen konnten. In beiden 
Fällen fühlten sich die Verbandsspitzen innerhalb 
der türkischen Community als ausreichend wirk-
mächtig. Im Kontext der deutschen Öff entlichkeit 
führten ihre sprachlichen und habituellen Defi zite 
jedoch zu Ohnmachts- und Rückzugstendenzen.

Fehlende Ansprechpartner aufseiten der 
muslimischen Verbände

Dabei bräuchte es aktiver Stimmen im gesamt-
gesellschaft lichen Diskurs, die mit Positionen 
aus unterschiedlichen muslimischen Perspek-
tiven in den Debatten mitwirken. Das Fehlen 
der muslimischen Gemeinschaft en als wichtige 
Stimmen im Diskurs fällt insbesondere an der 
muslimischen Basis auf – es fehlt an instituti-
onellen Stimmen, die sich glaubhaft  stark ma-
chen für die Partizipation in der Gesellschaft . 
Vor zehn Jahren hätte die Klage darüber, dass 
bei relevanten Th emen muslimische Akteure 
erst gar nicht gefragt werden, wohl noch eine 
Berechtigung gehabt. In den letzten Jahren sind 
es Pressevertreter und an Kooperationen inter-
essierte Vertreter der Zivilgesellschaft , die über 
fehlende Ansprechpartner aufseiten der musli-
mischen Verbände klagen. 
Diese Entwicklung könnte man ignorieren, wür-
den die muslimischen Gemeinschaft en nicht zu 
den größten zivilgesellschaft lichen Akteuren ge-
hören, die bisher von Muslimen in Deutschland 
aufgebaut worden sind. Dieser Rückläufi gkeit auf 
Bundesebene stand die Entwicklung an der Basis 
diametral entgegen. Während sich die Zentralen 
immer mehr aus dem öff entlichen Diskurs und 
ihrem Gestaltungsanspruch entfernten, nahmen 
viele Moscheegemeinden auf lokaler Ebene die 
einsetzenden Flüchtlingsbewegungen zum An-
lass, ihre sozialen Angebote über die Gemeinde-
grenzen hinweg zu entfalten. Viele Moscheege-
meinden brachten sich in der Flüchtlingsarbeit 
ein, kooperierten mit Anbietern der etablierten 
Wohlfahrtsverbände oder bauten eigene Ange-
bote auf. Im Gegensatz zur Bundesebene fi ndet 
man auf der regionalen Ebene, zum Beispiel in 
Berlin und Hamburg, sehr aktive Gemeinschaf-
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ten, die zum Beispiel in der Antidiskri-
minierungsarbeit die „Großen“ längst 
hinter sich gelassen haben.
In manchen Gemeinden kamen bis zu 
25 Prozent Neuzugänge zu den Freitags-
gebeten hinzu. Die Moscheen mussten 
die Flüchtlinge nicht erst aufsuchen, sie 
hatten sie bereits im eige-
nen Haus. Im Unterschied 
zu anderen Akteuren ge-
schah diese Arbeit auf rein 
ehrenamtlicher Basis. Von 
den Spitzenverbänden 
konnten zu Beginn DITIB 
und ZMD, zum Ende hin 
nur noch der ZMD öff ent-
lich wahrnehmbare und professionelle 
Angebote aufb auen. Den Gemeinden 
fehlte oft mals jegliche konzeptionelle 
Unterstützung vonseiten der Dachver-
bände. Auf sich gestellt war das neue 
soziale Engagement nicht in allen Ge-
meinden oder zumindest nicht bei allen 
Gemeindevorständen oder -mitgliedern 
willkommen.

Diese fehlende Unterstützung und An-
erkennung von sozialer Arbeit vor Ort 
führt mittlerweile dazu, dass Gemein-
den immer häufi ger fähiges Personal 
verlieren. Wer innerhalb der Gemein-
den mit seinem Engagement nicht mehr 
weiter kommt, gründet mit Gleichge-
sinnten einen entsprechenden Verein. 
„Wir hatten genug davon, für Selbstver-
ständlichkeiten beim Moscheevorstand, 
beim Frauenvorstand und dann auch 
noch im Regionalverband betteln zu 
müssen“, beschreibt eine Mitgründerin 
eines muslimischen Jugendvereins ihre 
Beweggründe. „Jetzt machen wir das so, 
wie wir es für richtig halten“.
Dabei fi ndet keine Abwendung von der 
Moscheegemeinde statt. Diese Akteure 
sehen ihre Aktivitäten nicht als Alter-
native zur Moschee, wollen keinen ei-
genen Gebetsraum oder Ähnliches in 
ihren neu geschaff enen Institutionen 
einrichten. Sie bleiben vielmehr dem 
religiösen Milieu verbunden, nehmen 
es aber nicht mehr hin, dass ihnen der 
Wirkungsraum auf wenige starre Be-
tätigungsformen in den Gemeinden 
beschränkt bleibt. Zum Freitagsgebet 
und zu anderen religiösen Veranstal-
tungen gehen sie weiter in ihre Mo-
schee. Für ihre soziale Arbeit schaff en 
sie sich außerhalb eigenständige Insti-

tutionen, ohne sich von der Moschee 
zu entfremden. 

Die Gemeinden verlieren mit diesen 
jungen Menschen nicht nur Akteure, die 
sie – ob ehren- oder hauptamtlich – in 
Zukunft  bei möglichen Aktivitäten im 

sozialen Bereich brauchen 
werden. Sie verlieren qua-
lifi ziertes Führungsperso-
nal für die Gemeinde. Die 
Moscheevorstände bluten 
damit nicht nur personell, 
sondern auch intellektuell 
aus. Es fehlt an Ideen für 
die Zukunft splanung, für 

notwendige strukturelle und inhaltli-
che Reformen vor Ort. Der Sozialraum 
Moschee büßt damit immer mehr das 
Soziale ein und wird damit zum reinen 
Träger- und Erhaltungsverein für den 
Gebetsraum. 
Bei den neu entstehenden sozialen Ein-
richtungen fi nden wir dagegen Vereine, 
deren Akteure sich aus einer religiösen 
Motivation heraus engagieren, ohne 
Religionsgemeinschaft  oder religiöser 
Verein sein zu wollen. Eine struktu-
relle Anbindung an die bestehenden 
Gemeinschaft en ist weder aufseiten der 
muslimischen Religionsgemeinschaft en 
vorgesehen noch wird sie von diesen 
Akteuren angestrebt. Die Existenz des 
„Islamischen Kompetenzzentrums für 
Wohlfahrtswesen e. V.“, gegründet vor 
zwei Jahren von sieben muslimischen 
Spitzenverbänden und eines der Ergeb-
nisse der dritten Phase der Islamkonfe-
renz, ist selbst bei deren eigenen Mit-
gliedern auf Lokal- und Regionalebene, 
teilweise sogar in den Zentralen nicht 
bekannt. Dabei könnte diese Institution 
eine wichtige Rolle einnehmen.

Das muslimisch-soziale Leben fi ndet 
auf lokaler Ebene statt, mit viel Engage-
ment, viel Ehrenamt und einem großen 
Bedarf an Konzepten und Vernetzungs-
möglichkeiten. Die Wenigsten der neu 
entstandenen Institutionen schaff en es, 
neben all ihrer Arbeit mitzubekommen, 
dass es auch andere Akteure in ihrer 
Region gibt, mit denen sie sich austau-
schen oder zusammenarbeiten könnten. 
Immer wieder müssen sie das Rad vor 
Ort neu erfi nden, oft  fehlt es ihnen an 
passenden Qualifi zierungsformaten. 
„Ich habe fast hundert Mitarbeiter, die 

ich zielgruppenspezifi sch für unsere 
Klienten fortbilden muss, ich fi nde aber 
keine passenden Anbieter“, beschreibt 
ein Pfl egedienstanbieter aus dem Ruhr-
gebiet seinen Bedarf bei der Pfl ege von 
mehrheitlich muslimischen Klienten.
Diese Beispiele machen deutlich, dass 
es nicht ausreicht, zu sagen, „die Tore 
zum Wohlfahrtssystem sind auch für 
muslimische Anbieter off en“. Denn es 
sind keine Gleichen unter Gleichen, 
die in das System eintreten sollen. Wir 
haben es zwar mit engagierten, aber 
auch relativ jungen Einrichtungen zu 
tun, die neben ihrer praktischen Arbeit 
auch konzeptionelle und inhaltliche Pi-
onierarbeit leisten müssen. 
Dies wäre einer der Bereiche, die in der 
neuen Aufl age der Islamkonferenz, auch 
als Lehre aus der letzten, berücksichtigt 
werden müssten. Die Konferenz kann 
dabei helfen, die Träger vor Ort, die 
etwas leisten wollen, mit denen zusam-
menzubringen, die dieses Engagement 
unterstützen wollen  – mit Förderpro-
grammträgern, mit Stift ungen und mit 
Verantwortungsträgern in der kommu-
nalen Verwaltung und Politik. Die struk-
turelle Öff nung vor Ort kann jedoch nur 
dann funktionieren, wenn die Träger, die 
moscheenahen genauso wie die eigen-
ständigen, in ihrer Institutionalisierung 
und ihrer Fachlichkeit fach- und träger-
spezifi sch qualifi ziert werden. 
Bei der Zusammensetzung der Kon-
ferenz gilt es zu berücksichtigen, dass 
sich die muslimische Basis mittlerwei-
le neu formiert hat. Weiterhin müssen 
die muslimischen Gemeinschaft en ein-
bezogen werden und sich am Diskurs 
beteiligen. Es gibt aber auch immer 
mehr Akteure auf lokaler und regio-
naler Ebene, die mit eigenem Sachver-
stand und Zielgruppenzugang bereits 
jetzt schon nachhaltige Wirkung auf 
die muslimische Community und die 
Zivilgesellschaft  haben. Die große He-
rausforderung wird darin liegen, für 
diese dezentralen und landesweit ver-
teilten Initiativen Möglichkeiten zum 
Austausch, zur Vernetzung und zur 
Zusammenarbeit zu schaff en. Das wird 
die Islamkonferenz von sich aus nicht 
schaff en können, zumal sie sich damit 
dem Vorwurf der Übergriffi  gkeit aus-
setzen würde. Wie so etwas gelingen 
kann, das kann und sollte in der Kon-
ferenz gemeinsam diskutiert werden. ■

Die Moschee-
vorstände bluten 
nicht nur perso-
nell, sondern auch 
intellektuell aus.


